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VRR-Sozialticket: Sommertheater auf Kosten der Armen

Mobilität ist gesellschaftliches Grundbedürfnis

Nach Ansicht des Kommunalwahlbündnisses „Essen steht AUF“ war schon beim lauthals verkündeten Beschluss eines Sozialtickets von CDU und Grünen im VRR absehbar, dass die Zustimmung ausbleiben würde in Kommunen, die unter Haushaltsicherung stehen. Denn Mehrkosten sollen die Städte tragen, denen das dann als sog. „freiwillige Leistung“ aber untersagt ist durch die Bezirksregierung Düsseldorf. Deshalb lehnt jetzt die Stadt Essen das Sozialticket ab. 
„Wir halten das für einen Skandal. Allerdings wussten das auch die Beteiligten“, so AUF-Ratsherr Dietrich Keil. „Dieses Sommertheater ist eine herbe Enttäuschung für viele Hartz IV-Berechtigte und Niedrigverdiener, die sich schon Hoffnungen gemacht hatten und nun vor den Kopf gestoßen werden sollen. Die Strangulierungspolitik von oben lässt die kommunale Selbstverwaltung vollends zu Farce werden. Damit entsteht die absurde Situation, dass es in reicheren Städten einen „sozialeren“ ÖPNV gibt als in den ärmeren.“ 

„Essen steht AUF“ hält im Übrigen den Preis von 29,90 Euro für zu hoch im Verhältnis zur Leistung eines etwas erweiterten Tickets 1000. Denn der Hartz IV-Regelsatz enthält nur etwas über 20 Euro für Mobilität. „Bei einem Preis in dieser Höhe für eine Leistung ähnlich dem Ticket 2000 gäbe es deutlich mehr Neukunden, die sogar die Mehrkosten der EVAG aufheben könnten“, so Keil abschließend. „Ein solches Ticket fordern wir für das heute eigentlich selbstverständliche Grundbedürfnis auf Mobilität, die eine Voraussetzung für die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ist.“
Mit der Bitte um Berücksichtigung in Ihrer Berichterstattung

und freundlichen Grüßen

Dietrich Keil 
Ratsherr „Essen steht AUF“
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